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Beschluss 
des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung 
beraten und beschlossen: 

Gesetzentwurf der Staatsregierung 

Drs. 15/8979, 15/9512 

Gesetz zur Änderung des Ingenieurgesetzes und des 
Dolmetschergesetzes1)

§ 1 

Das Gesetz zum Schutze der Berufsbezeichnung „Ingeni-
eur“ und „Ingenieurin“ - Ingenieurgesetz - IngG - (BayRS 
702-2-W), zuletzt geändert durch § 5 des Gesetzes vom 
8. März 2005 (GVBl S. 69), wird wie folgt geändert: 

1. Art. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Abs. 1. 

b) In Nr. 1 Buchst. a und Buchst. b wird jeweils das 
Wort „das“ durch die Worte „ein mindestens drei-
jähriges“ ersetzt. 

c) Es wird folgender Abs. 2 angefügt:  

„(2) Bezeichnungen, die auf wirtschaftlich tätige 
Zusammenschlüsse von Ingenieuren hinweisen, 
dürfen in Verbindung mit der Berufsbezeichnung 
nach Abs. 1 oder ähnlichen Bezeichnungen nur ge-
führt werden, wenn mindestens die Hälfte der Mit-
glieder des Vorstands, der Geschäftsführer oder die 
Personen, die mindestens über die Hälfte der 
Stimmrechte verfügen, zur Führung der Berufsbe-
zeichnung nach Art. 1 Abs. 1 oder nach Art. 2 be-
rechtigt sind.“ 

2. In Art. 2 Abs. 1 werden nach dem Wort „Behörde“ die 
Worte „auf Antrag“ eingefügt. 

3. Art. 2a wird wie folgt geändert:  

a) Abs. 1 Nr. 2 wird wie folgt geändert:  

                                                           
1) Dieses Gesetz dient auch der Umsetzung der Richtlinie 

2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. 
September 2005 über die Anerkennung von Berufsqualifikatio-
nen (ABl EU Nr. L 255 S. 22), geändert durch Richtlinie 
2006/100/EG des Rates vom 20. November 2006 (ABl EU Nr. 
L 363 S. 141). 

aa) Die Worte „eines Diploms“ werden durch die 
Worte „bestimmter Berufsqualifikationen“ er-
setzt. 

bb) Satz 2 erhält folgende Fassung:  

„Die zweijährige Berufsausübung ist nicht er-
forderlich, wenn der Ausbildungsnachweis des 
Antragstellers eine reglementierte Ausbildung 
im Sinn des Art. 3 Abs. 1 Buchst. e der Quali-
fikationsniveaus gemäß Art. 11 Buchst. b, c, d 
oder e der Richtlinie 2005/36/EG des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 7. Sep-
tember 2005 über die Anerkennung von Be-
rufsqualifikationen (ABl EU Nr. L 255 S. 22) 
in der jeweils geltenden Fassung abschließt.“ 

b) Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„1Diplome im Sinn des Abs. 1 Nr. 1 sind alle Dip-
lome, Prüfungszeugnisse oder sonstigen Befähi-
gungsnachweise, die von einer zuständigen Stelle 
in einem Mitglied- oder Vertragsstaat ausgestellt 
wurden und bescheinigen, dass das Berufsqualifi-
kationsniveau des Antragstellers zumindest unmit-
telbar unter dem Niveau nach Art. 11 Buchst. d der 
Richtlinie 2005/36/EG liegt und der Antragsteller 
gegebenenfalls die über das Studium hinaus erfor-
derliche berufliche Ausbildung abgeschlossen hat 
sowie über die beruflichen Voraussetzungen ver-
fügt, die für die Aufnahme oder Ausübung des In-
genieurberufs oder für das Führen einer der deut-
schen Berufsbezeichnung „Ingenieur“ und „Ingeni-
eurin“ entsprechenden Berufsbezeichnung allein 
oder in einer Wortverbindung in diesem Mitglied- 
oder Vertragsstaat erforderlich sind.“ 

c) Der bisherige Abs. 4 wird neuer Abs. 3 und erhält 
folgende Fassung: 

„(3) 1Ausbildungsnachweise im Sinn von Abs. 1 
Nr. 2 sind alle Diplome, Prüfungszeugnisse oder 
sonstigen Befähigungsnachweise, die von einer zu-
ständigen Stelle in einem Mitglied- oder Vertrags-
staat ausgestellt wurden und bescheinigen, dass das 
Berufsqualifikationsniveau des Antragstellers zu-
mindest unmittelbar unter dem Niveau nach Art. 11 
Buchst. d der Richtlinie 2005/36/EG liegt und dass 
der Antragsteller auf die Ausübung des betreffen-
den Ingenieurberufs vorbereitet wurde sowie gege-
benenfalls die über das Studium hinaus erforderli-
che berufliche Ausbildung abgeschlossen hat. 
2Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend.“ 
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d) Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 4 und wie folgt ge-
ändert: 

aa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1 und wie 
folgt geändert:  

aaa) Die Worte „nach Absatz 2 stehen gleich“ 
werden durch die Worte „nach Abs. 2 so-
wie einem Ausbildungsnachweis nach 
Abs. 3 stehen“ ersetzt. 

bbb) Nach dem Wort „Befähigungsnachweise“ 
wird das Wort „gleich“ eingefügt. 

bb) Es wird folgender Satz 2 angefügt:  

„2Das Gleiche gilt unter den Voraussetzungen 
von Satz 1 für Diplome und Ausbildungs-
nachweise, die zwar nicht den Erfordernissen 
der Vorschriften des Mitglied- oder Vertrags-
staats für die Aufnahme oder Ausübung des 
Ingenieurberufs oder zum Führen einer der 
deutschen Berufsbezeichnung „Ingenieur“ und 
„Ingenieurin“ entsprechenden Berufsbezeich-
nung allein oder in einer Wortverbindung ent-
sprechen, ihrem Inhaber jedoch erworbene 
Rechte gemäß diesen Vorschriften verleihen.“ 

e) Abs. 5 und 6 erhalten folgende Fassung: 

„(5) 1Wenn 
1. die von dem Antragsteller durch Diplome im 

Sinn von Abs. 1 Nr. 1 oder Ausbildungsnach-
weise nach Abs. 1 Nr. 2 bescheinigte Ausbil-
dungsdauer mindestens ein Jahr unter der nach 
Art. 1 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a und b mindestens 
notwendigen Ausbildungsdauer liegt,  

oder  
2. die bisherige Ausbildung sich auf Fächer be-

zieht, die sich wesentlich von denen unter-
scheiden, die durch den Ausbildungsnachweis 
für das Studium oder den Betriebsführerlehr-
gang nach Art. 1 Abs. 1 Nr. 1 abgedeckt wer-
den,  

oder 
3. der Ingenieurberuf im Geltungsbereich dieses 

Gesetzes eine oder mehrere reglementierte be-
rufliche Tätigkeiten umfasst, die im Herkunfts-
staat des Antragstellers nicht Bestandteil des 
entsprechenden reglementierten Berufs sind, 
und dieser Unterschied in einer besonderen 
Ausbildung besteht, die im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes gefordert wird und sich auf 
Fächer bezieht, die sich wesentlich von denen 
unterscheiden, die von dem Diplom oder Aus-
bildungsnachweis abgedeckt werden, den der 
Antragsteller vorlegt, 

ist die Genehmigung nur dann zu erteilen, wenn 
der Antragsteller nach seiner Wahl eine Eignungs-
prüfung oder einen höchstens dreijährigen Anpas-
sungslehrgang mit Erfolg absolviert hat. 2Das 
Staatsministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, 
Verkehr und Technologie kann durch Rechtsver-

ordnung nähere Bestimmungen zu den Eignungs-
prüfungen und Anpassungslehrgängen, insbesonde-
re zu deren Dauer, Inhalt und Durchführung, und 
zur Rechtsstellung der Antragsteller treffen. 

(6) 1Dem Antrag auf Genehmigung nach Abs. 1 
sind die erforderlichen Unterlagen beizufügen. 
2Die zuständige Behörde darf nur die in An-
hang VII der Richtlinie 2005/36/EG genannten Un-
terlagen und Bescheinigungen verlangen. 3Die in 
Anhang VII Nr. 1 Buchst. d, e und f der Richtlinie 
2005/36/EG genannten Unterlagen dürfen nicht äl-
ter als drei Monate sein. 4Die zuständige Behörde 
bestätigt binnen eines Monats den Empfang der 
Unterlagen und teilt dem Antragsteller gegebenen-
falls mit, welche Unterlagen fehlen. 5Das Geneh-
migungsverfahren muss spätestens vier Monate 
nach Vorlage der vollständigen Unterlagen des An-
tragstellers durch eine mit Gründen versehene Ent-
scheidung der zuständigen Behörde abgeschlossen 
sein.“ 

f) Es wird folgender Abs. 8 angefügt: 

„(8) Die zuständige Behörde nimmt im Rahmen 
der Amtshilfe und der Verwaltungszusammenar-
beit mit Behörden anderer Mitglied- oder Vertrags-
staaten die in Art. 8 und 56 Abs. 1 und 2 der Richt-
linie 2005/36/EG geregelten Befugnisse und Ver-
pflichtungen wahr.“ 

4. Art. 5 erhält folgende Fassung: 

„Art. 5 

Zuständige Behörde im Sinn der Art. 2 bis 4 ist die Re-
gierung von Schwaben.“ 

5. In Art. 6 Satz 2 werden die Worte „Art. 3 des Bayeri-
schen Ingenieurekammergesetzes-Bau“ durch die Wor-
te „Art. 1 Abs. 2 und Art. 8 Abs. 1 Satz 2 des Bau-
kammerngesetzes“ ersetzt. 

6. Es wird folgender Art. 8b eingefügt: 

„Art. 8b 
1Anträge auf Genehmigung zum Führen der Berufsbe-
zeichnung „Ingenieur“ und „Ingenieurin“, die vor dem 
1. Januar 2008 bei der zuständigen Regierung einge-
gangen sind, werden von dieser verbeschieden. 2Zu-
ständig für die Untersagung des Führens der Berufsbe-
zeichnung „Ingenieur“ und „Ingenieurin“ nach Art. 4 
ist ab dem 1. Januar 2008 die Regierung von Schwa-
ben, auch soweit eine andere Regierung die Genehmi-
gung zum Führen der Berufsbezeichnung erteilt hat.“  

 
§ 2 

Das Gesetz über die öffentliche Bestellung und allgemeine 
Beeidigung von Dolmetschern und Übersetzern − Dolmet-
schergesetz - DolmG - (BayRS 300-12-1-J), geändert durch 
Gesetz vom 10. Februar 2000 (GVBl S. 46), wird wie folgt 
geändert: 
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1. Dem Art. 9 wird folgender Abs. 4 angefügt: 

„(4) Der zuständige Präsident des Landgerichts nimmt 
im Rahmen der Amtshilfe und der Verwaltungszusam-
menarbeit mit Behörden anderer Mitglieds- oder Ver-
tragsstaaten die in Art. 8 und 56 Abs. 1 und 2 der 
Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 7. September 2005 über die Aner-
kennung von Berufsqualifikationen (ABl EU Nr. L 255 
S. 22) in der jeweils geltenden Fassung geregelten Be-
fugnisse und Verpflichtungen wahr.“ 

2. In Art. 15 Abs. 1 Nr. 4 werden die Worte „Richtlinie 
92/51/EWG des Rates vom 18. Juni 1992 über eine 
zweite allgemeine Regelung zur Anerkennung berufli-
cher Befähigungsnachweise (Amtsblatt der Europäi-
schen Gemeinschaften vom 24. Juli 1992 Nr. L 209, 
S. 25)“ durch die Worte „Richtlinie 2005/36/EG“ er-
setzt. 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2008 in Kraft.  

Der Präsident 

I.V. 

Prof. Dr. Peter Paul Gantzer 

II. Vizepräsident 


